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Wolf imSchafspelzoderChance?
AmMittwoch hat derGrosse Rat über eineMotion beraten, die das Stimm- undWahlrecht für Ausländer fordert.

Sabrina Bächi

Es ist ein Achtungserfolg, den
sich die Motionäre mit der Ab-
stimmung abholen. Mit 45 Ja-
bei nur61Nein-Stimmen ist das
Resultat zwar klar. Doch die
Idee derMotion scheint für vie-
leLegislativmitgliedernicht ab-
wegig zu sein. Im Vorstoss geht
es darum, dass die Gemeinden
dieMöglichkeit erhalten, selbst
entscheiden zu können, ob sie
den ausländischen Einwohne-
rinnen und Einwohnern das
Stimm- und Wahlrecht geben
oder eben nicht. Im Titel der
Motion wird deshalb nicht das
Ausländerstimmrecht genannt,
sondern die Stärkung der Ge-
meindeautonomie. Das stösst
vor allem den Kritikern sauer
auf. «Es wird Sie nicht überra-
schen, dass die SVP einstimmig
dagegen ist», sagt Stephan To-
bler (Egnach).AuchdieFraktion
EDU/Aufrecht ist geschlossen
gegen die Erheblicherklärung
derMotion.«Es ist ganzklar ein
Freipass für das Ausländerrecht
auf kantonaler und nationaler
Ebene», meint Marcel Wittwer
(EDU, Schocherswil). Die Ge-
meindeautonomie zu stärken,
klinge zwar verführerisch, aber
es sei nicht alles Gold, was
glänzt.

Befürworterwollenmutige
Entscheidung
DieBefürworter könnendieKri-
tiknaturgemässwenignachvoll-
ziehen. Sie fordern eine mutige
Entscheidung und geben zu be-
denken, dass damit engagierte

Personen für Aufgaben in der
Gemeinde gefunden werden
könnten. «Zu sagen, die bishe-
rige Regelung habe sich be-
währt, istmeinesErachtenseine
inhaltsloseWortgirlande», sagt
Motionär Reto Ammann (GLP,
Kreuzlingen).

«Chabis»sei zudemdieAus-
sage des Regierungsrates, dass
das Stimm- und Wahlrecht im
ganzenKantoneinheitlichgere-
gelt werden müsse. «Es kann,

muss aber nicht.» Und weiter:
«Es geht darum, den Volkswil-
len zu stärken. Wenn eine Ge-
meinde das Stimmrecht auf
kommunaler Ebene nicht will,
dann ist das auch gut.»

SP-Kantonsrat Felix Meier
(Romanshorn) stösst ins gleiche
Horn. «Es schadet niemandem
und nützt vielen.»Der Arboner
Grünen-KantonsratDidi Feuer-
le findet es schade, dass der Re-
gierungsrat nichts vom Auslän-

derstimmrecht wissen will. «Es
ist eine verpasste Chance.»

KreuzlingerStadtpräsident
hofftaufein Ja
Thomas Leu (Mannenbach-Sa-
lenstein) findet als Sprecher für
die FDP-Fraktion deutliche
Worte. Einen massiven Mehr-
aufwand würde das Ausländer-
stimmrecht auf Gemeindeebe-
ne verursachen. «Undwofür?»,
fragt er in den Saal. Die Stimm-

beteiligung bei Gemeindenmit
Ausländerstimmrecht sei mar-
ginal und bewege sich im tiefen
zweistelligen Bereich.

Dennoch, geschlossen ist
seineFraktionnicht. SeinPartei-
kollegeundKreuzlingensStadt-
präsidentThomasNiederberger
sprichtdenRatskolleginnenund
-kollegen ins Gewissen. Er ist
notabene Präsident jener Ge-
meindemit dem höchsten Aus-
länderanteil im Kanton. Das
kommunale Ausländerstimm-
recht würde die Zusammenge-
hörigkeit stärken und engagier-
tenPersonendieMitwirkunger-
möglichen. JürgWiesli (Dozwil)
von der SVP findet, dass dieser
Vorstoss einWolf imSchafspelz
sei. «WenndieAusländer inder
Mehrheit sind,dannschaffensie
dieWeihnachtsfeste ab.» So sei
es inEnglandpassiert,woes ein
Ausländerstimmrecht gebe.Da-
von will Motionär Reto Am-
mann aber nichts wissen: «Wir
wollennichtdieWeihnachtsfei-
er abschaffen und es ist kein
Wolf imSchafspelz, sondernein
Schaf im Schafspelz.»

RegierungsratWalterSchön-
holzer kann Ammann mit sei-
nem Votum nicht überzeugen.
Zumal der Thurgau seinen Ge-
meinden sehr viel Autonomie
zugesteht und diese auch heute
schon die Möglichkeit hätten,
Ausländerinnen und Ausländer
einzuladen, ihre Meinung zu
Projektenals beratendeStimme
abzugeben.Er fordertdieAnwe-
sendenauf, dieMotion fürnicht
erheblich zu erklären, was sie
amEnde auch tun.

Sollen Gemeinden Ausländerinnen und Ausländern das Stimm- und Wahlrecht auf kommunaler Ebene
erteilen können? Das wollte eine Motion im Grossen Rat. Bild: Andrea Tina Stalder

Gsaat isch gsaat

«Das Eintreten war
unbestritten — zumal es
obligatorisch ist.»
Michèle Strähl (FDP, Weinfel-
den) trifft den Nagel auf den
Kopf.

«Bevor Sie innerlich Amen
sagen, komme ich zum
Schluss.»
Der einst als Pfarrer tätige An-
dersStokholm(FDPFrauenfeld)
weiss,wanngenuggepredigt ist.

«Wir setzen die Sitzung jetzt
fort und schauen, ob noch
alle da sind.»
GrossratspräsidentPeterBühler
(Mitte,Ettenhausen) ist besorgt,
dass anlässlich einer Evakuie-
rungsübungdesGrossenRats je-
mand verloren gegangen sein
könnte. (sba/ck)

Sorgenwegender10-Millionen-Schweiz
Die Bevölkerung in der Schweiz wächst rasant. ImThurgau seit Jahren überdurchschnittlich.
Das löst in der BevölkerungÄngste aus. Und gibt auch demGrossenRat zu denken.

Christian Kamm

Dass man auf Kantonsebene
wenig bis gar nichts gegen die
Entwicklung machen könne,
darüberherrschte inderDiskus-
sion im Grossen Rat über die
Interpellation «10-Millionen-
Schweiz – wie bewältigen wir
das?» Einigkeit. «Im Thurgau
können wir nur Prognosen ma-
chen unddann reagieren», sag-
teRegierungsratDominikDiezi.
Ob man eine 10-Millionen-
Schweiz überhaupt wolle, «die-
se Frage wird auf nationaler
Ebene gestellt».

Belastung fürdie
Infrastruktur
In ihrer Beantwortung hat die
Kantonsregierung dargestellt,
wie sie sich der Herausforde-
rungdurchdasmarkanteBevöl-
kerungswachstum stellen will.
Selbst ineinemmittlerenSzena-
rio werden im Thurgau im Jahr
2035326000Menschen leben.
(derzeit knapp 292000). Mehr
noch gab in der Debatte die de-
mografischeEntwicklung zu re-
den.DerAnteil derPersonen im
Rentenalter wird von heute 18
Prozent bis 2035auf 25Prozent
steigen. Noch eklatanter die

Zahl der Hochbetagten (80+),
die sich fast verdoppelt (von
13400 auf 24 500).

Einer der Interpellanten, Si-
mon Wolfer (Mitte, Weinfel-
den), verwies wie zahlreiche
Redner nach ihm auf die mit
dem Bevölkerungswachstum
verbundene Belastung der Inf-
rastruktur. SehrunterDruckge-
ratenwürden etwa die Schulen.
«DieKapazitätenmüssen inden
nächsten Jahrenausgebautwer-
den.» Wichtig sei vor allem,
trotz der Finanzlage keinen In-
vestitionsstau zu verursachen.
«Der Kanton bleibt in der
Pflicht.» Der Frauenfelder
Stadtpräsident Anders Stok-
holm (FDP) legte den Fokus
auch auf dasWohnen. Laut Re-
gierung soll hauptsächlich in
denbereits gut entwickeltenGe-
bietenverdichtetwerden.Ohne
Einschränkung der Lebensqua-
lität, ohne Steuererhöhungen,
ohne Erhöhung des Lastenaus-
gleichsundohnemehrLärmsei
das «saumässig schwierig»,
mahnte Stokholm.

GegenZuständewie
inBerlin
IsabelleVonlanthen (Grüne, Bi-
chelsee) sprach für viele, wenn

sie dafür plädierte, sich mög-
lichst früh Gedanken über die
Herausforderung und die Sor-
gen der Bürger zu machen. 17
Prozent mehr Primarschüler in
nur elf Jahren−«daraufmüssen
wir uns vorbereiten». Die zur
Verfügung stehende Fläche
müsse möglichst effizient ge-
nutzt und die Einzonung von
Kulturlandauf einabsolutesMi-
nimumbeschränkt werden.

Klar sei unsere Wirtschaft
auf ausländische Arbeitskräfte
angewiesen, so Peter Schenk
(EDU, Zihlschlacht). Doch die
Migration müsse enkeltauglich
sein. Oft stelle man aber eine
problematische Integrationsbe-
reitschaft fest. Zuständewie im
Berliner Bezirk Neukölln mit
einer Ausländerquote von 45
Prozent wolle man im Thurgau
nicht.

«Ichbinglücklich, in
Kreuzlingenzuwohnen»
Er sei glücklich, in einer Stadt
mit einem Ausländeranteil von
57 Prozent zu leben, konterte
der Kreuzlinger Reto Ammann
(GLP). «Und das Zusammenle-
ben läuft sehr gut.»Die 10-Mil-
lionen-Schweiz sei mehr «eine
zu organisierende Tatsache»

denn ein Problem. Ein Problem
werde sie dann, wenn man es
versäume, die Infrastruktur
rechtzeitig anzupassen. «Die
Schweizer Erfolgsgeschichte ist
auch eine Geschichte der Zu-
wanderung.» Markus Birk (SP,
Diessenhofen) mahnte, genü-
gend Pflegeheimplätze zur Ver-
fügung zu stellen. Dazu passe
überhauptnicht, dassdieRegie-
rung jüngst die Gelder für die
Umsetzung der Pflegeinitiative
halbiert habe.

«Wirkönnennichtalle
aufnehmen»
Auch Melanie Zellweger (Ro-
manshorn) sahnamensder SVP
im Bevölkerungswachstum die
grösste Herausforderung. Der
arbeitnehmende Anteil wachse
nur minim, hingegen die zu fi-
nanzierenden Gruppen deut-
lich. Zudem machte sie die
masslose und nicht geregelte
Zuwanderung als Problem aus.
«Wir können nicht alle aufneh-
men.»

Regierungsrat Diezi spielte
punkto Finanzierung den Ball
zurück ans Parlament. «Es
brauchtdienotwendigenMittel.
Dafür sind Sie als Grosser Rat
sehr zentral.»

Liegenschaftensteuer:
NunentscheidetdasVolk
Christian Kamm

Abschaffung SPundGrünehat-
ten schon in der Eintretensde-
batte im Grossen Rat angekün-
digt, die sich damals bereits ab-
zeichnende Einstampfung der
Liegenschaftensteuernicht ein-
fachhinzunehmen.Beiprognos-
tizierten Einnahmenausfällen
von 35 Millionen Franken jähr-
lich (Kanton und Gemeinden)
müsse das Volk entscheiden.

Das letzte parlamentarische
Schwert gegen umstrittene Ge-
setze und Gesetzesänderungen
heisst Behördenreferendum.
Für das Zustandekommen die-
ses Referendums sind im Kan-
tonsparlament mindestens 30
Stimmen notwendig. SP und
Grüne haben zusammen nur
eine Stimme mehr. Allein kön-
nen sie ein Behördenreferen-
dum nur mit absoluter Ge-
schlossenheit beziehungsweise
Vollzähligkeit stemmen.

Unterstützungausanderen
Fraktionen
Doch die politische Zitterpartie
blieb aus. Vielmehr gab es un-
erwartet vielZulauf ausanderen
Fraktionen. Neben den ge-
schlossenen SP und Grünen
(eine Abwesende) stimmten
auch achtMitglieder derMitte/
EVP-Fraktion, fünf ausder SVP,

einFDPlerundeineGrünlibera-
le fürdasReferendum.Resultat:
45 Stimmen. Damit ist die kan-
tonale AbstimmungTatsache.

In der vorangegangenen
Schlussabstimmung über die
Vorlage setzte sich das befür-
wortende Lager erwartungsge-
mäss durch: 72 Parlamentsmit-
glieder stimmtenmit Ja, 45 mit
Nein. Allerdings sind die 45
Gegenstimmen in der Schluss-
abstimmungnicht vollkommen
identischmit den45 für dasBe-
hördenreferendum.Dasgilt nur
für SP, Grüne, FDP undGLP. In
der Mitte-Fraktion gab es Ver-
schiebungen: SiebenFraktions-
mitglieder stimmten gegen die
Vorlage, eines mehr, also acht,
fürdasReferendum.Auch inder
SVP votierten mehr Mitglieder
fürdasBehördenreferendumals
gegen die Abschaffung (fünf zu
drei).

Zweigetrennte
Abstimmungen
Das ist durchaus opportun. Bei-
deAbstimmungenwerdensepa-
ratdurchgeführt. EinParlamen-
tarier kann persönlich für die
EinstampfungderLiegenschaf-
tensteuer sein, gleichzeitig aber
auch die Meinung vertreten,
dassdieFragedemVolk zurEnt-
scheidung vorgelegt werden
sollte.

Brandalarmund
Evakuierung
Übung KurznachelfUhrunter-
bricht ein durchdringenderTon
das Votum von Peter Schenk
(EDU, Zihlschlacht). «Brand-
alarm», sagtGrossratspräsident
PeterBühler.Die imSaalAnwe-
senden sind aufgefordert, das
Gebäude ruhig aber zügig zu
verlassenund sichvorder evan-
gelischenKirchezubesammeln.
In vier Minuten haben alle das
FrauenfelderRathausverlassen.
Polizei und Feuerwehr stehen
nachwenigenMinutenzumEin-
satz bereit. Schnell ist aber klar:
Es ist eineÜbung.Der Ernstfall
will eben auch geprobt sein.
Nach rund 15 Minuten gibt der
Einsatzleiter Entwarnung und
lässt die Kantonsräte zurück in
denRatssaal. (sba)


